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ANALYSEN UND BERICHTE

KONJUNKTURPOLITIK

Bringt eine nachfrageorientierte Strategie 
die Vollbeschäftigung?

Gernot Weißhuhn, Berlin*

Im März dieses Jahres wurde vom DIW eine nachfrageorientierte mittelfristige Strategie zur Wieder­
gewinnung der Vollbeschäftigung in der Bundesrepublik bis zum Jahre 1985 vorgelegt1, die auch Gegen­
stand eines Symposiums in diesen Tagen war2. Wie sind ihre Erfolgsaussichten zu beurteilen?

In der mittelfristigen Strategie des DIW zur Wieder­
gewinnung der Vollbeschäftigung bis zum Jahre 1985 

sind vorgesehen eine erhebliche Ausweitung der ge­
samtwirtschaftlichen Nachfrage des öffentlichen 
Sektors sowie der privaten Güternachfrage auf direk­
tem und indirektem Wege. Als zusätzliche öffentliche 
Nachfrage sowie als Förderungsausgaben für private 
Investitionen (in Höhe von 32 Mrd. DM) werden für die 
Jahre 1980-1985 130 Mrd. DM (zu Preisen von 1970) 
veranschlagt, die mit indirekten Effekten (Multiplikator- 
und Akzeleratoreffekten) in Höhe von 131 Mrd. DM ver­
bunden sind, so daß sich eine reale Gesamtwirkung in 
Höhe von 261 Mrd. DM ergeben soll (für 1985: 64 Mrd. 
DM). Unter der Annahme, daß sich die Zuwachsrate der 
Arbeitsproduktivität je Arbeitsstunde kaum gegenüber 
dem Status quo, d. h. der Entwicklung ohne Nachfrage­
programm, verändert (4,3 bzw. 4,4%), ergibt sich -  bei 
einer durchschnittlichen Arbeitszeitverkürzung von 
1,4% -  ein positiver Beschäftigungseffekt von rd. 
1,9 Mill. Arbeitsplätzen im Vergleich zur Status-quo- 
Prognose für das Jahr 1985. Während 1978 die Zahl

Prof. Dr. Gernot Weißhuhn, 36, lehrt am Fachbe­
reich Gesellschafts- und Planungswissenschaf­
ten der Technischen Universität Berlin.

der Erwerbstätigen 25,1 Mill. betrug, ist ohne Nach­
frageprogramm 1985 mit 23,9 Mill. Arbeitsplätzen zu 
rechnen und mit einer Arbeitslosenzahl von 2 Mill. bzw. 
einer Arbeitslosenquote von 7,7%. Dagegen ergeben 
sich unter Berücksichtigung der Programmeffekte eine 
Arbeitslosenzahl von 800000 Personen und eine ent­
sprechende Arbeitslosenquote von 3,0% im Jahre 1985.

Diese Ergebnisse wurden unter Verwendung eines 
gesamtwirtschaftlichen Prognosemodells (sogenannte 
„Berliner Version” des Bonner Modells) ermittelt. Von 
Bedeutung für den Eintritt der Beschäftigungsexpan­
sionseffekte dürften dabei folgende Hypothesen sein:

□  Die Bestimmungsfunktion des Preisniveaus, da 
hiervon das Ausmaß der realen Nachfrageeffekte ent­
scheidend abhängt.

□  Die Schätzung der Nominallohnfunktion in Ab­
hängigkeit von der Arbeitslosenquote, Arbeitsproduk-

* Eine längere Fassung des vorliegenden Beitrages ist vom Verfasser 
erhältlich.

1 Vgl. DIW (Hrsg.): Finanzierungsstruktur und Verteilungswirkungen 
einer nachfrageorientierten Strategie zur W iedergewinnung der Vollbe­
schäftigung, in: D IW -W ochenbericht 13/1979; dass.: Eine mittelfristige 
Strategie zur W iedergewinnung der Vollbeschäftigung, in: DIW- 
W ochenbericht Nr. 15/1978.

2 Vgl. D IW-Symposium „S trateg ien zur W iedergewinnung der Vollbe­
schäftigung“ , Berlin, 13./14. 12.1979.
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tivität sowie dem Gewerkschaftsverhalten als Deter­
minanten von Preisniveau und funktioneller Einkom­
mensverteilung.

□  Die Verknüpfung von Output und Faktoreinsatz 
(Produktionsfunktionen) zur Bestimmung der Entwick­
lung der Arbeitsproduktivität und der Nachfrage nach 
Arbeitskräften.

Finanzierungsprobleme

Neben den modellimmanenten Problemen der „Ber­
liner Version” des Bonner Modells wird im folgenden 
die Finanzierbarkeit des Nachfrageprogramms kritisch 
diskutiert. Während im DIW-Modell als weiteres Er­
gebnis anfällt, daß sich die Nachfrageexpansion selbst 
finanziert3, wird im „Memorandum ’79”4 die finanz­
technische Ausgestaltung der expansiven Ausgaben­
politik unter dem Aspekt negativer Verteilungswirkun­
gen und inflationärer Effekte kritisiert. Im einzelnen 
wird gefordert, daß die öffentliche Kreditaufnahme 
möglichst „zinsfrei” erfolgen soll5, da sich bei ver­
zinster Kreditaufnahme unerwünschte Umverteilungs­
effekte zugunsten des Bankensystems ergeben wür­
den. Daher wird vorgeschlagen, die Kredite zinslos bei 
der Bundesbank aufzunehmen. Letztere Strategie wird 
jedoch wegen „technischer Schwierigkeiten” und „un­
sozialer Vermögenseffekte” sogleich wieder einge­
schränkt, da vor allem solche Personen und Unter­
nehmen in den Genuß öffentlicher Zinszahlungen 
kämen, die über ein entsprechend hohes Einkommen 
verfügten. Ergänzt werden soll die Finanzierung durch 
eine zusätzliche Gewinnbesteuerung der Unterneh­
men, eine Durchleuchtung der Subventionshaushalte 
und Einsparungen bei den Rüstungsausgaben.

Bedenklich und ohne jede politische und geldpoli­
tische Reflexion erscheint die „zinslose” Kreditauf­
nahme bei der Bundesbank, vor allem die in diesem 
Zusammenhang geforderte Mindestreservenanhe­
bung, um die von den Unternehmen nicht verwendeten 
Gewinne in den volkswirtschaftlichen Kreislauf zu 
schleusen. Diese Anhebung dürfte nicht ohne Folgen

3 Vgl. DIW -W ochenbericht 13/1979, S. 147.

4 Vgl. Memorandum '79: Vorrang für Vollbeschäftigung -  Alternativen 
der W irtschaftspolitik, Köln 1979, S. 90.

5 Vgl. Memorandum, a.a.O., S. 92.

6 Vgl. zu diesem Argument F. H a l l e r :  Zum Alternativgutachten -  
Memorandum ’79, in: Bremer Zeitschrift für W irtschaftspolitik, Heft 2/3, 
1979, S. 168.

7 Vgl. W. E h r l i c h e r :  Grenzen öffentlicher Verschuldung, in: W IRT­
SCHAFTSDIENST, 59. Jg. (1979), H. 8 , S. 393 f.

8 Vgl. DIW (Hrsg.): Dokumentation: „B erliner Version des Bonner 
Modells“ , Mai 1979, Gleichung 62, vervlelf. Manuskript, im folgenden 
zitiert als „Dokum entation“ .

9 Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichung 159.

für das volkswirtschaftliche Zinsniveau bleiben -  mit 
negativen Effekten auf die private Investitionsnach­
frage, insbesondere im Hinblick auf die Aufnahme von 
Fremdmitteln der privaten Investoren, die in der DIW- 
Strategie immerhin auf gut 150 Mrd. DM im Jahre 1985 
veranschlagt werden - ,  abgesehen von den auch 
hierbei auftretenden unerwünschten Umverteilungs­
effekten. Darüber hinaus dürften Steigerungen der 
Finanzierungskosten und Gewinnsteuererhöhungen -  
letzteres tangiert sicher die privaten Investitionen -  
das Preisniveau beeinflussen (unter der Annahme 
weitgehend kosten- und gewinndeterminierter Preise) 
und damit die Wirksamkeit der zusätzlichen realen 
Güternachfrage. Ohne ökonomische Vernunft ist aber 
auch die bedenkenlose Aufgabe des Zinsmechanismus 
als Vehikel zur Realisierung wirtschaftlichen Handelns 
der öffentlichen Hand6, die im Grunde nichts anderes 
darstellt als die Freigabe der Notenbankpresse, deren 
verheerende Folgen historisch allzu bekannt sind.

Allein eine differenzierte Analyse der Wirkungen der 
öffentlichen Kreditaufnahme im Kontext von stabilitäts-, 
allokations- und verteilungspolitischen Problemen 
dürfte ökonomisch fundierte Hinweise auf die adäquate 
Ausgestaltung der expansiven Ausgabenpolitik geben, 
die allerdings nicht in übersichtlichen und einfachen 
Verfahrensregeln ausformuliert werden können7. Im 
vorliegenden Prognosemodell des DIW ist dies in ge­
wisser Weise bereits realisiert worden, indem die glo­
balen Effekte der expansiven Ausgabenstrategie im 
gesamtwirtschaftlichen Zusammenhang untersucht 
worden sind.

Preisbestimmungsfunktionen

Die Wirksamkeit der öffentlichen und privaten Nach­
frageexpansion auf den Beschäftigungsgrad dürfte 
entscheidend von der Entwicklung des Preisniveaus 
für die einzelnen Nachfragekomponenten abhängen, 
und zwar einerseits im Hinblick auf die Entfaltung der 
realen effektiven Güternachfrage, und andererseits 
aber auch im Hinblick auf das Verhalten der Gewerk­
schaften bei Lohnverhandlungen und die Rolle der 
Löhne als Kostenfaktor. Daher sollen zunächst die 
Preisbestimmungsfunktionen kurz skizziert werden8.

□  Preisbestimmung des privaten Verbrauchs (Pc):

(1) Pc = a, • k, + a2 ■ c, + a3 • P*., + a4 + R*

mit k, als Kosten je Einheit reales Sozialprodukt, Ct als 
Kapazitätsauslastung und R^ als Residualglied.

Die Kosten sind determiniert durch9:

600 WIRTSCHAFTSDIENST 1979/XII
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mit w, als Nominallohnsatz pro Arbeitsstunde, Ht als 
geleistete Arberfsstunden, Yr, als reales Bruttosozial­
produkt im privaten Sektor, M als Güterimport und Tj als 
indirekte Steuern.

□  Preisbestimmung der privaten Investitionsgüter:

(3) P|t =  a1 ■ k, +  a2 • Cj + a3 • P,M + a4 + R,t

□  Preisindex für den Export:

X
(4)PX= 100 Xr

□  Der Auslastungsgrad bzw. seine Entwicklung c, ist -  
wie nachstehend gezeigt wird -  im Modell autonom 
gesetzt, so daß der Nachfrageseite auch in dieser Hin­
sicht keine wesentliche Bedeutung zukommt.

Es gilt:

ct = — mit Yr, als realem Bruttosozialprodukt
Q und Yc. als Produktionskapazität.

13.Ferner gilt .

mit X als nominellem Export und Xr als realem Export.

Der Export wird im Modell von der Entwicklung des 
Welthandelsvolumens abhängig gemacht10, und der 
Deflationierungsfaktor für die Güterexporte wird exogen 
geschätzt. Da von diesen beiden Faktoren das Stabili­
tätsergebnis sehr stark abhängig ist, müßten zumindest 
in alternativer Form (bedingte Prognose) Wachstums­
raten des Welthandels und der Güterexportpreisindex 
vorgegeben werden, um die Sensibilität des Stabilisie­
rungserfolges zu testen.

Abgesehen davon werfen die Preisbestimmungs­
funktionen in Gleichung (1) und (3) weitere ökonomi­
sche Probleme auf, da in diesen den Lohnkosten pro 
Outputeinheit — neben dem Grad der Auslastung der 
Produktionskapazität ct -  ein wesentlicher Einfluß auf 
das Konsum- und Investitionsgüterpreisniveau zuge­
schrieben wird. Dabei fällt zunächst auf, daß die Preis­
bestimmung für das Konsumgüterpreisniveau der 
„Aufschlagstheorie”11 folgt, da die Preise allein von 
der Unternehmensseite fixiert werden, wie in der Glei­
chung (1) bzw. (3) zum Ausdruck kommt. Damit wird der 
Preisbildungsprozeß am Gütermarkt aus dem Modell 
ausgeschlossen, d. h. der Marktpreisbildungsprozeß 
funktioniert nicht, sondern es finden nur noch Mengen­
bewegungen statt.

Behandlung des Auslastungsgrades

Nun könnte argumentiert werden, daß eben im Grad 
der Kapazitätsauslastung die Marktkräfte zum Aus­
druck kommen. Zwei Aspekte der Behandlung des 
Auslastungsgrades im „Berliner Modell” schließen 
dies jedoch aus:

□  Der Auslastungsgrad Ct bestimmt sich aus der Rela­
tion von realem Sozialprodukt und der Produktions­
kapazität12; die darin realisierte effektive Nachfrage 
steht jedoch erst am Schluß der Periode fest und damit 
auch der Auslastungsgrad dieser Periode, so daß das 
Preissetzungsverhalten der Unternehmen einem fikti­
ven Auslastungsgrad folgen muß.

WIRTSCHAFTSDIENST 1979/XI I

Yct 100
a, (3Yr, + 2Yrt, + Yr„

+ a2 (Cf., - 1) • 100 +

+ a3 + Rc,
mit Rc, als Residuum.

Daraus folgt:

Y, =
ai

100 (Yr, + 0,67Yrt, + 0 .3 3 Y J  + . . .

Ist Yn konstant im Zeitablauf, so ergibt sich sogar:

YJ =  • 2 Yr, + a2 (c m - 1 )  • 100 + a3 + R^.

Der Auslastungsgrad hängt demnach ganz wesent­
lich von den autonom gesetzten Gewichtungspara­
metern des realen Bruttosozialprodukts ab. Wählt man 
beispielsweise eine Gleichgewichtung

ai
100

(0,33 Yr, + 0,33 Yr,, + 0,33 Yr, 2)

so sinkt die geschätzte Produktionskapazität und der 
Auslastungsgrad steigt an -  mit der Folge einer Erhö­
hung des Konsum- und Investitionsgüterpreisniveaus 
und entsprechender destabilisierender Tendenzen, 
wenn man z. B. bedenkt, daß die Lohnfunktion14 vom 
Konsumgüterpreisniveau abhängt und diese wiederum 
die Lohnstückkosten beeinflussen.

Für den Preissetzungsprozeß scheint die ursprüng­
liche Funktion in der Bonner Version 5.4 ökonomisch 
plausibler zu sein, da dort zumindest der Monopolgrad 
einen wesentlichen Einfluß besitzt15, d. h. keine totale

10 Eine Möglichkeit der Verbesserung der Verläßlichkeit von Welt­
handelsprognosen zeigen Ergebnisse des „P ro ject Link“ . (Vgl. 
W. K re  11 e : W irtschaftsprognosen mit ökonometrischen Modellen -  
Probleme und Erfahrungen, in: H. A l b e r t ,  M.  C.  K e m p ,  W.  
K r e l l e ,  G.  M e n g e s ,  W.  M e y e r  (Hrsg.): Okonometrische 
Modelle und sozialwissenschaftliche Erkenntnisprogramme, Mann­
heim, Zürich, W ien 1978).
11 Vgl. z .B . die empirischen Untersuchungen bei W. A. G o o d l e y ,  
W.  D. N o r d h a u s :  Pricing in the Trade Cycle, in: Economic Journal, 
Vol. 82(1972), S. 852 f.
12 Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichung 67.

13 Vgl. ebenda, Gleichung 48.

14 Vgl. Dokumentation, a.a.O., G leichung 12.

15 Vgl. W . K r e l l e :  Stand der Modellbauarbeiten an der Universität 
Bonn, in: F. S c h o b e r ,  H. D. P l ö t z e n e d e r  (Hrsg.): ö kon o ­
metrische Modelle und Systeme, München 1978, S. 147 f.
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Monopolisierung in bezug auf die Preissetzung unter­
stellt zu werden braucht, ökonomisch sinnvoller wäre 
es, wenn sich die Preisniveaus aus der Kombination 
von Angebots- und Nachfragefunktionen als Modell­
lösungen ergeben würden, um der Regulierungs- und 
Koordinationsfunktion der Preise im marktwirtschaft­
lichen System Rechnung zu tragen. Zu denken wäre 
z. B. daran, die Nachfrage nach Konsumgütern, die im 
vorliegenden Modell von den deflationierten Nettolohn- 
und Gewinnsummen und dem Konsum der Vorperiode 
determiniert wird16, explizit vom Konsumgüterpreis­
niveau abhängig zu machen.

Gewerkschaftsverhalten

Das Modell enthält nur eine angebotsorientierte 
Hypothese („Aufschlagstheorie” ) über die funktionelle 
Einkommensverteilung bzw. über die Lohnpolitik. 
Betrachtet man den ersten Teil der Köstenfunktion17 in 
Gleichung (2) -  in der unverständlicherweise die 
Kapitalkosten ausgeklammert sind - ,  so ergibt sich:

H. Wt w , H ,
k, = w, - T r bzw. = —TT“

Tr, 'r, 'r,

mit Wt als Lohnsumme. Berücksichtigt man das Preis­
niveau des Sozialprodukts Pt, so ergibt sich die Brutto­
lohnquote:

wt • Ht

wirtschaftlichen Lohnfunktion (privater Sektor)1

w,
Y, 

oder
Y r, ■ Pt

Pt =
wt
aprt G?)

wt
bzw. P, =  ßt

apr,

Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichung 30. 

Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichung 159. 

Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichung 12.

W, =  Wt-i +  WM

mit apr, als reale Arbeitsproduktivität pro Stunde und ßt 
als umgekehrte Lohnquote.

Soll das gesamtwirtschaftliche Preisniveau konstant 
bleiben -  abgesehen von dem Einfluß der Importstück­
kosten und der indirekten Steuern pro Stück so darf 
der Geldlohnsatz w, nur in gleichem Ausmaß wie die 
Arbeitsstundenproduktivität steigen, und die Vertei­
lungsquote bleibt konstant. Dies Konzept verlangt von 
den Gewerkschaften die Aufgabe einer verteilungs­
aktiven Lohnpolitik, die in den Berechnungen auch 
durch die fast konstante Lohnquote bis 1985 zum Aus­
druck kommt.

Die Abkehr von einer „aggressiven” Lohnpolitik 
kommt aber noch in einer weiteren Systemgleichung 
der „Berliner Version” zum Ausdruck, in der gesamt-

mit apr, als realer stundenbezogener Arbeitsproduktivi­
tät, Pc,., als Konsumgüterpreisniveau und Rw, als Resi­
duum. Der Lohnsatz ergibt sich demnach aus dem 
Wachstum der Arbeitsproduktivität und der Steigerung 
des Konsumgüterpreisniveaus. Auffällig ist die Aus- 
klammerung der Arbeitslosenrate, die zu einer modifi­
zierten Phillips-Kurve führen würde und die sich auch 
als Bargaining-Prozeß erklären ließe, d. h. die Arbeits­
losenrate besitzt im vorliegenden Falle keinen Einfluß 
auf den Lohnsatz bzw. auf die Verhandlungsposition 
der Gewerkschaften. Voll durchsetzbar erscheint da­
gegen die Steigerungsrate des Konsumgüterpreis­
niveaus.

Vorteile des Bonner Modells

In der Fassung 5.4 des Bonner Modells19 wird eine 
andere Lohnfunktion verwendet:

gWt =  ai • d* + a2 • + a3 • gY + a4 • + a5,

mit gw als Wachstumsrate des Lohnsatzes, gaPr als 
Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität, gy als Wachs­
tumsrate des Sozialprodukts und u als Arbeitslosen­
quote sowie d*, einer Dummy-Variablen mit d* = o als 
schwächerer Gewerkschaftspolitik und d* =  1 als ag­
gressiverer Politik. Blickt man nochmals auf die „Ber­
liner Version” der Lohnfunktion, so ergibt sich in 
Wachstumsraten:

9w, =  9apr,_, +  9pr.,., +  Rw, ■

Das heißt, die Geldlohnsteigerung folgt vollständig 
dem Wachstum der Arbeitsproduktivität und der Ver­
änderung des Konsumgüterpreisniveaus mit einer Ver­
zögerung von einer Periode, während in der Bonner 
Version 5.4 dämpfende bzw. aggressive Effekte er­
folgen können. Durch die Ausblendung der Arbeits­
losenrate bzw. des Zusammenhangs zwischen der 
Durchsetzbarkeit der Konsumgüterpreissteigerungen 
und der Höhe der Arbeitslosenrate wird eine neue Ein­
kommensstrategie erzeugt: Die Lohnforderungen 
sollen der Wachstumsrate der Arbeitsproduktivität und 
dem Steigerungssatz des Konsumgüterpreisniveaus 
der Vorperiode voll folgen -  unabhängig von der Lage 
am Arbeitsmarkt. Abgesehen von dem Realitätsgehalt 
dieser Strategie widerspricht diese Lohnfunktion und 
die damit verbundene Strategie einer anderen Lohn­
funktion, die sich in der Kostenfunktion verbirgt.

602

Vgl. W . K r e l l e ,  a.a.O., S. 148.
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Es gilt in Wachstumsraten (bei Invarianz der Import- 
stückkosten und der indirekten Steuern pro Stück) 
approximativ:

9w, =  gp, +  9ap„ +  Qi,

mit gPl als Veränderung des gesamtwirtschaftlichen 
Preisniveaus, dem Wachstum der Arbeitsproduktivität 
gaPrt und der Veränderung der Lohnquote. Ist deren Ver­
änderung gleich Null („produktivitätsorientierte Lohn­
politik” ), so ergibt sich

9w, =  gapr, +  9p,

Vergleicht man nun beide Lohnfunktionen, so be­
inhaltet das Modell zwei Inkompatible „Handlungs­
anweisungen”  für die Gewerkschaften. Insofern besitzt 
die Lohnfunktion des Bonner Modells Version 5.4 ent­
scheidende Vorteile -  abgesehen von der Notwendig­
keit der Vorgabe eines Wertes für die Dummy- 
Variable, die für das Gewerkschaftsverhalten ange­
setzt werden muß. Hierin könnte eine Instabilitäts­
quelle liegen, wenn diese Variable einen hohen 
Wert -  z. B. bei zunehmendem Beschäftigungsgrad 
im Zuge der Durchführung des Expansionsprogramms 
-  annimmt. Allerdings ließen sich alternative Werte an­
nehmen, um auch hierbei die Sensibilität des Expan­
sionserfolges, z. B. alternative Beschäftigungseffekte, 
zu testen.

Behandlung des Faktors Arbeit

Als weiteres Problem der Stabilität stellt sich die Be­
handlung des Faktors Arbeit -  abgesehen von der 
vorgenommenen Aufteilung in Arbeiter, Angestellte 
und Selbständige -  als homogener Faktor in bezug 
auf die Qualifikationshöhe und Berufsstruktur20 dar. 
Allein aus dem Umstand, daß sich der Arbeitskräfte­
einsatz und der Lohnsatz w, in wt = ^  wit • ait zerlegen 
läßt, mit i =  1... n Qualifikationsniveaus (oder Berufen) 
und wit als qualifikationsbezogenes Durchschnittsein­
kommen und' ait als Anteile der Arbeitskräfte mit be­
stimmten Qualifikationen (Berufen), und -  wie im vor­
liegenden Modell unterstellt -  die Arbeitsmarktkräfte 
keinen nennenswerten Effekt auf die Lohnbildung 
besitzen, können sich Lohnstruktureffekte ergeben, 
und zwar unabhängig von der Einkommenspolitik. Für 
die Bundesrepublik dürften derartige Effekte zu erwar­
ten sein, wenn man einen Blick auf die Entwicklung der 
Qualifikationsstruktur der Erwerbspersonen (deutsche) 
wirft (vgl. Tabelle).

Sehr deutlich zeigt sich dabei eine erhebliche Quali­
fikationsstrukturverschiebung zugunsten der Höher-

20 Ausgeklammert wird an dieser Stelle das Problem der Arbeitsm arkt­
segmentierung. Vgl dazu z. B. W. S e n g e n b e r g e r  (Hrsg.): Der ge­
spaltene Arbeitsmarkt, Frankfurt/M ain 1978.

Tabelle
Angebotsstruktur des Arbeitskräftepotentials 
nach höchstem Ausbildungsabschluß in der 

Bundesrepublik (Deutsche)
(in %)

U n-und  
Angelernte

Betriebl.
Berufsaus­
bildung

Berufs­
fach­
schule

Fachhoch­
schule,
Hochschule

Sonstige

1975 29,7 45,5 15,3 6,7 2 ,8
1980 24,7 46,6 17,5 8 ,1 3,1
1985 20,3 46,5 2 0 ,2 9,4 3,6

Q u e l l e :  G. W e i ß h u h n :  Beschäftigungschancen und Qualifika­
tion, Frankfurt/M . 1978, S. 135; eigene Berechnungen auf der Grund­
lage des Bildungsgesamtplanes und des Arbeitsmarktmodells des 
Battelle-1nstituts (vgl. B. F r e n z e l ,  A.  B l ü m :  Quantitative und 
qualitative Vorausschau auf den Arbeitsmarkt der Bundesrepublik 
Deutschland, in: BeitrAB 8.1, 8.2, Nürnberg 1975). Die Ergebnisse für 
die Hochqualifizierten dürften Minimalwerte sein, da die neueren Absol­
ventenzahlen noch etwas höher liegen (vgl. Kultusministerkonferenz: 
Prognose der Studienanfänger, Studenten und Absolventen bis 1995, 
Dok. 62, Bonn, Juni 1979).

und Hochqualifizierten. Legt man nun beispielsweise 
Einkommensstrukturen (Durchschnittseinkommen 
nach Qualifikationsniveaus) aus der Volkszählung 1970 
zugrunde (der Mikrozensus 1976 zeigt ähnliche Ein­
kommensrelationen), so ergeben sich — bei gegebenen 
Einkommensstrukturen -  Lohnstruktureffekte auf das 
durchschnittliche jährliche Wachstum der Arbeitneh­
mereinkommen zwischen etwa 0,3 und 0,8 Prozent­
punkten21 und entsprechende Effekte auf die Lohn­
stückkosten und damit auf das Preisniveau, so daß 
hiervon ein weiterer destabilisierender Effekt ausgehen 
dürfte.

Einstellungsverhalten des Staates

Von besonderem Interesse ist aber auch das Auf­
nahmeverhalten des Staates, da dieser als „Haupt­
abnehmer” vor allem der Hochqualifizierten fungiert. 
Als zusätzliche Personalausgaben des Staates werden 
rd. 19 Mrd. DM (Preisbasis 1970) zwischen 1980-1985 
veranschlagt, auf Beschäftigte umgerechnet etwa zu­
sätzlich 30000 Personen jährlich22, d. h. 150000 zu­
sätzliche Stellen zwischen 1980-1985. Als jährliches 
Durchschnittseinkommen (Basis 1970) ergibt sich da­
her ein Wert von rd. 25300 DM Jahreseinkommen. 
Bedenkt man andererseits, daß das Durchschnittsein­
kommen für Angestellte, Beamte, Richter mit Hoch- 
und Fachhochschulabschluß rd. 29000 DM jährlich 
betrug (Volkszählungs-Wert 1970), so ergibt sich nur 
eine Stellenzahl -  bezogen auf den Zeitraum 1980- 
1985 -  von rd. 130000 für diesen Personenkreis23, d. h. 
durchschnittlich 26000 jährlich.

21 Vgl. G. W e  i ß h u h  n , a.a.O., S. 1 38 ff.

22 Vgl. D IW -W ochenbericht 13/1979, S. 145.

23 D .h. ohne Berücksichtigung von Realeinkommenssteigerungen
dieser Gruppe öffentlich Bediensteter.
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Dies wäre die Zahl von Arbeitsplätzen im öffentlichen 
Dienst, wenn nur der oben genannte Personenkreis 
eingestellt würde. Stellt man diesen Zahlen die Entwick­
lung der Absolventen24 ab 1980 gegenüber, so ergibt 
sich eine Gesamtsumme von rd. 687000 Personen mit 
diesem Ausbildungsabschluß (Hochschule, Fach­
hochschule). Rechnet man rd. 3,8% Ausländer ab, so 
bleiben rd. 661000 Personen „im Angebot” . Legt man 
schließlich das beobachtete Einstellungsverhalten des 
Staates mit rd. 66,7% als Aufnahmequote der Hoch- 
schul- und Fachhochschulabgänger bis 1985 zugrunde, 
so ergibt sich zwischen 1980 und 1985 eine zusätzliche 
Bruttostellenzahl von rd. 441000; drittelt sich diese 
Quote jedoch -  bedingt z. B. durch die Verschiebung 
der Altersstruktur im öffentlichen Sektor zugunsten der 
jüngeren Jahrgänge so ergeben sich approximativ 
nur noch 147000 Stellen in diesem Zeitraum25. In der 
Bilanzierung für 1980-1985 berechnen sich je nach 
Einstellungsvariante noch brutto 220000 bzw. 514000, 
die in privaten Bereichen zusätzlich beschäftigt werden 
müssen -  abgesehen von den Absolventen zwischen 
1985 und 1990 (rd. 768000 Deutsche nach Angaben 
der Kultusministerkonferenz).

Nachfrage nach Berufen

Hochinteressant sind in diesem Zusammenhang die 
Ergebnisse eines DIW-Gutachtens26. In dieser Studie 
wird der Bedarf nach 60 Berufen vorausgeschätzt. Hin­
sichtlich der Frage der Aufnahmefähigkeit des Be­
schäftigungssystems von Höher- und Hochqualifizier­
ten zeigt ein Blick auf die Entwicklung des Bedarfs nach 
Berufen, die nach der Volkszählung 1970 eine hohe 
Besetzung mit Fachhoch- und Hochschulabsolventen 
aufweisen, daß nach der DIW-Prognose keine nen­
nenswerten Steigerungen der Nachfrage zu erwarten 
sind. Im einzelnen zeigt sich dies bei den in Frage 
kommenden Berufen (in den Klammem bezeichnet der 
erste Wert den Bedarf 1980, der zweite den Bedarf 1985; 
jeweils in 1000 Personen):
□  Ingenieure (486/515),
□  Chemiker, Physiker, Mathematiker (47/49),
□  Techniker (587/613),
□  Rechtsberufe (90/93),
□  Bank- und Versicherungskaufleute (512/562),

24 Vgl. Kultusministerkonferenz, a.a.O., S. 25.

25 In der Bund-Länder-Kom m ission werden Quoten von nur 15-18%  
genannt. (Vgl. Zentrale Datenstelle der Länder: Zur Frage des Ersatz­
bedarfs der öffentlichen Verwaltung an hochqualifizierten Arbeits­
kräften, ZDL 2-FV 4101, 23. 3. 1976; BLK-Drucksache M S-BB 78.14, 
Mai 1978, und BLK-Drucksache K 36/76, Mai 1976; M. T e s s a r i n g :  
Der Verbleib der Hochschulabsolventen seit 1971, in: MittAB, Heft 2, 
1978; OECD (Hrsg.) (Restricted): Admission Policies in Post-Secon- 
dary Education, by H. R. F r i e d r i c h ,  Paris 1979).

26 Vgl. DIW (Hrsg.): Vorausschätzung des Bedarfs an Arbeitskräften in 
der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1990 unter Berück­
sichtigung der ausländischen Erwerbstätigen, Berlin 1979.
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□  Unternehmer, Organisationsberufe, Wirtschafts­
prüfer (709/716),

□  Publizisten, Bibliothekare, Künstler u. a. (233/242),
□  Ärzte, Apotheker (185/197),
□  Lehrer (533/572),
□  Soziälpflegerische Berufe (189/203).

Hierdurch ergibt sich eine Steigerung der Nachfrage 
nach diesen Berufen im privaten und öffentlichen Be­
reich um rd. 190000, wobei diese Berufe zum Teil nicht 
zu 100% mit Höher- und Hochqualifizierten besetzt 
sind. Die Bedarfsrechnung extrapoliert die Berufsstruk­
tur anhand der Daten von 1951/1961/1970 bis 1990, 
obwohl aus der Beschäftigtenstatistik z. B. Berufs­
strukturdaten bereits für 1977 vorliegen27. Abgesehen 
davon zeigt der Vergleich mit anderen Bedarfsschät­
zungen28, der im DIW-Gutachten vorgenommen wird, 
daß das Battelle-Institut sowie Prognos in den genann­
ten Berufen von einem wesentlich höheren Bedarf aus­
gehen. Der Lehrerbedarf bis 1990 wird beispielsweise 
vom DIW mit 604000 berechnet, während Battelle 
einen Bedarf von 788000 und Prognos einen von 
666000 Lehrern ermitteln. Nimmt man das DIW- 
Untersuchungsergebnis ernst, so bleibt zu fragen, wo 
die restlichen auf mehrere Hunderttausend zu veran­
schlagenden Absolventen der Fachhoch- und Hoch­
schulen eine Beschäftigung aufnehmen können.

Behandlung der Arbeitskräftenachfrage

Eine Lösung des Absorptionsproblems kann aber 
auch die „Berliner Version" des Modells nicht leisten, 
wie ein Blick auf die Behandlung der Arbeitskräftenach­
frage zeigen wird. Die Nachfrage nach Arbeitskräften 
wird abgeleitet aus dem Arbeitskoeffizienten, d. h. der 
umgekehrten Relation der realen Arbeitsproduktivität. 
Hierzu werden drei empirische Funktionen für den 
privaten Sektor geschätzt, und zwar Funktionen für die 
Angestellten, Selbständigen und Arbeiter29.

Definitorlsch ergibt sich der gesamte Arbeitskoeffi­
zient als:

H f H? H fR H,
 1------- 1--------= —  bzw.
Yr, Y r, Y r, Yr,

^  = ( ¡ J )  • (e -00233 ' ■ 0,14 + e-°'02601 ' • 0,7 +

+  e 005941 ' • 0,04^ + 0,17 +  2 Rt.

27 Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit, Heft 12,1978.

28 Vgl. A. B l ü m ,  U. F r e n z e l ,  a.a.O.; Prognos-AG: Potentielle 
strukturelle Ungleichgewichte zwischen Bildungs- und Beschäftigungs­
system in der Bundesrepublik Deutschland bis zum Jahre 1990, 
Basel 1976.

29 Vgl. Dokumentation, a.a.O., Gleichungen 25 ff.: H* Hts, H*R bedeuten 
die geleisteten Arbeitsstunden der Angestellten, Selbständigen und 
Arbeiter.
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Der gesamtwirtschaftliche Arbeitskoeffizient ist dem­
nach als Funktion der durchschnittlichen Kapitalinten­
sität (^ ) , eines Zeitfaktors der Form e‘0, t (i =  a , s , a r >, wo­
bei Oj je Prognosezeitpunkt einen unterschiedlichen 
empirischen Wert erhält, eines Absolutglieds von 0,17 
und der Summe der Störvariablen darstellbar, so daß 
sich bei Kenntnis des realen Sozialprodukts und der 
durchschnittlichen Arbeitszeit die private Nachfrage 
nach Arbeitskräften ergibt. Das Modell impliziert voll­
ständige Substitution unter den Arbeitskräften, d. h. die 
Arbeitsstunden und -leistungen, unterschiedliche Aus- 
bildungs- und Berufsqualifikationen sind beliebig 
gegeneinander austauschbar. Damit lösen sich die 
oben skizzierten Absorptionsprobleme der höher- und 
hochqualifizierten Arbeitskräfte geradezu von selbst, da 
jede Arbeitskraft -  unabhängig von der Ausbildungs­
und Berufsqualifikation -  jeden Arbeitsplatz einnehmen 
kann. Abstrahiert wird darüber hinaus von den Ergeb­
nissen der laufenden Qualifikations-30 und Flexibilitäts­
forschung31, die auf Substitutionsschranken hindeuten, 
so daß sich Absorptionsprobleme am Arbeitsmarkt er­
geben könnten und die Stabilisierungsstrategie nicht 
das gewünschte Vollbeschäftigungsziel erreicht.

Zu erwähnen ist aber auch der Versuch, die unter­
schiedliche Produktivität der Arbeitskräftekategorien 
als Index der Qualitätsstruktur der Arbeitskräfte einzu­
beziehen, und zwar unter Heranziehung der entspre­
chenden Einkommenswerte dieser Gruppen32. Aller­
dings besitzt dieses Procedere einen unerwünschten 
Effekt im Hinblick auf den Arbeitsmarkterfolg. Die lau­
fende Anhebung der Qualifikationsstruktur des Arbeits­
kräfteeinsatzes33 führt bei gegebenen Produktivitäts­
gewichten zu einer steigenden Arbeitsproduktivität und 
einer niedrigeren Arbeitskräftenachfrage und damit zu 
einer Beeinträchtigung des Erfolges der Stabilisie­
rungsstrategie.

Zusammenfassung

Das Systemmodell des DIW („Berliner Version“ ), das 
die Grundlage für die empirische Fundierung der nach­
frageorientierten Strategie zur Wiedergewinnung der

30 Vgl. aus der reichhaltigen Literatur z .B . H. v. H e n n i n g e s :  Quan­
titative und qualitative Veränderungen der Arbeitsplätze von Angestell­
ten, in: B e itrA B 32, Nürnberg 1979; H .v. H e n n i n g e s ,  M. T e s s a -  
r i n g :  Entwicklung des Facharbeitereinsatzes in der BRD, Bundes- 
m inisteriuin für Bildung und W issenschaft, Bonn 1977.

31 Vgl. dazu z.B . D. M e r t e n s ,  M. K a i s e r  (Hrsg.): F lexibilitäts­
forschung in der Diskussion, in: BeitrAB 30, 30(1), 30(2), 30(3), Nürn­
berg 1978.
32 Vgl. im einzelnen W. K r e l l e ,  M.  F l e c k ,  H. Q u i n k e :  Gesamt­
w irtschaftliche Auswirkungen einer Ausweitung des Bildungssystems, 
Tübingen 1975, S. 24, und Gleichung 150 in Anlage 8  der Studie.
33 Abstrahiert w ird ferner im vorliegenden Modell von sogenannten 
„Screening-E ffekten“  auf der Arbeitgeberseite, die darin liegen 
können, daß diese auf die Qualifikationsfunktion des Bildungswesens 
nicht oder teilweise nicht mehr vertrauen. (Vgl. dazu im einzelnen 
G. W e i ß h u h n :  Ausbildungsqualifikation und Beschäftigung, in: 
W IRTSCHAFTSDIENST, 59. Jg. (1979), H. 8 , S. 401 ff).
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Vollbeschäftigung in der Bundesrepublik Deutschland 
bis 1985 bildet und das beeindruckende Stabilitäts- und 
Beschäftigungseffekte liefert, enthält eine Reihe von 
kritischen Annahmen, die erhebliche Zweifel an dem 
Eintreffen des Stabilitätserfolges aufkommen lassen 
müssen:

□  Der Marktpreismechanismus als Regulierungs-, 
Stabilisierungs- und Koordinationsmechanismus wird 
im DIW-Programm zur Wiedergewinnung der Vollbe­
schäftigung aufgegeben.

□  Die zukünftige Auslastung des Produktionspotenti­
als bleibt in den DIW-Berechnungen unbestimmt, so 
daß das Konsumgüter- und Investitionsgüterpreisnive­
au wesentlich höhere Inflationsraten als veranschlagt 
annehmen kann, so daß eine relativ stabile expansive 
Entwicklung bis 1985 -  wie vom DIW prognostiziert -  
nicht zwingend erscheint.

□  Es werden zwei miteinander nicht vereinbare Lohn­
strategien der Gewerkschaften unter Ausklammerung 
des Einflusses der jeweiligen Arbeitsmarktlage auf die 
Lohnverhandlungen unterstellt -  mit der Folge, daß 
das Verhalten der Gewerkschaften nicht eingeschätzt 
werden kann.
□  Das DIW rechnet trotz des vorgeschlagenen Stabili­
tätsprogramms mit noch rd. 800000 Arbeitslosen im 
Jahre 1985. Zieht man ein weiteres DIW-Gutachten zur 
Entwicklung des Arbeitskräftebedarfs nach Berufen 
heran, so zeigt sich, daß gerade in den Berufen in der 
Privatwirtschaft und im öffentlichen Dienst, die vor 
allem mit höher- und hochqualifizierten Arbeitskräften 
besetzt sind, eine äußerst geringe zusätzliche Nach­
frage prognostiziert wird. Dies kann zweierlei bedeuten: 
Das DIW rechnet erstens mit mehreren Hunderttausend 
höher- und hochqualifizierten Arbeitslosen (vornehm­
lich Fachhoch- und Hochschulabsolventen). Oderzwei- 
tens die Höher- und Hochqualifizierten verdrängen 
anders qualifizierte Arbeitskräfte von deren Arbeits­
plätzen.

Letzteres wird in den DIW-Berechnungen tenden­
ziell unterstellt, da eine vollständige Austauschbarkeit 
zwischen unterschiedlich ausgebildeten Arbeitskräften 
an den Arbeitsplätzen angenommen wird.

In Anbetracht dieser kritischen Punkte ist der Stabili­
tätserfolg, insbesondere das Erreichen der Vollbe­
schäftigung und des „Selbstfinanzierungseffektes“ des 
vorgeschlagenen 250-Mrd.-Programms völlig ungewiß. 
Vielmehr ist zu vermuten, daß noch erheblich mehr 
öffentliche Mittel in Milliardenhöhe einzusetzen sind, 
um den Arbeitskräften sämtlicher Ausbildungsquali­
fikationen sichere Beschäftigungschancen für die 
Zukunft zu eröffnen.
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